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Ju halt. 


Die neue Verwaltungs⸗Organiſation in Sachſen. 
Mittheilungen aus der Praxis: 
Verkauf von Schießgewehren auf Märkten. 


Strafbarkeit des Waſſerwerksbeſitzers wegen durch ſeine Dienſtleute eigenmächtig 
vorgenommener unerlaubter Waſſerwerks⸗Aenderungen. 


Kann das Zurückhalten eines nachgelaufenen Hundes für ſich allein die Störung 
im Beſitze dieſes Hundes begründen? 


Perſonalien. 
Erledigungen. 


Die neue Berwaltungs-Prganifation in Sachſen *). 


Am 15. October 1874 iſt im Königreiche Sachſen eine neue 
Organiſation der Verwaltungsbehörden, baſirt auf der Theilnahme des 
Laienelements an den Geſchäften der Staatsverwaltung und auf der 
Erweiterung der Selbſtſtändigkeit der Gemeindebehörden in Kraft ge⸗ 
treten. 

Bis zum 15, October 1874 waren Juſtiz und Verwaltung in 
der unteren Inſtanz noch nicht getrennt, eine Ausnahme hiervon bil⸗ 
deten nur die Städte, in welchen die allgemeine Städteordnung vom 
2. Februar 1832 galt, und welche nicht bei ihren den Landgemeinden 
mehr gleichenden Verhältniſſen auf Grund des Geſetzes vom 7. No⸗ 
vember 1838, die Anwendung der Landgemeinde⸗Ordnung auf kleinere 
Städte betr., die Landgemeinde⸗Ordnung angenommen, die den Orts⸗ 
verhältniſſen nicht entſprechenden Beſtimmungen derſelben aber nach 
Maßgabe der Städteordnung durch Ortsſtatut abgeändert hatten. Von 
den 142 Städten Sachſens waren es nur 31, welche ſich für die 
modificirte Landgemeinde⸗Ordnung entſchieden und damit unter das 
Gerichtsamt als Gemeindeobrigkeit ſich geſtellt hatten. In den übrigen 
111 Städten lag die Verwaltung in den Häuden der Gemeindebehörde, 
des Stadtraths, ſoweit nicht durch beſondere Regulative in einzelnen 
Städten die Polizeipflege auf das Gerichtsamt übertragen war. Abge⸗ 
ſehen von dieſen vereinzelten Fällen war die Trennung der Juſtiz 
von der Verwaltung in den größeren und mitkleren Städten vollſtändig 
durchgeführt, während außerdem im ganzen Lande Juſtiz und Ver⸗ 
waltung in einer Hand lag; die Gerichtsämter waren ſowohl Juſtiz⸗ 
als auch Verwaltungsbehörden. 


) Nach einem Aufſatze des Amtshauptmanns v. Boſſe in der „Zeitſchrift f. 
Geſetzgeb. u. Praxis auf dem Gebiete des deutſchen öff. Rechts”. IH. Band, 
1. Heft. 5 


Seit dem 15. October 1874 fungiren die Gerichtsämter lediglich noch 
als Juſtizbehörden, während ihre Zuſtändigkeit in Verwaltungsſachen 
zum Theil auf die Gemeindebehörden, in der Hauptſache aber auf die 
Amtshauptmannſchaften übergegangen iſt. Das ganze Land iſt, mit 
Ausnahme der drei Städte Dresden, Leipzig, Chemnitz, welche von der 
Zuſtändigkeit der Amtshauptmannſchaften ausgenommen ſind und 
jede für ſich einen Verwaltungsbezirk bilden, und mit Ausnahme der 
Schönburg'ſchen Receßherrſchaften in 25 amtshauptmannſchaftliche Be⸗ 
zirke eingetheilt. Die Einwohnerzahl dieſer Bezirke variiert zwiſchen 
48.596 (Amtshauptmannſchaft Oelsnitz) und 153.037 Einwohnern 
(Amtshauptmannſchaft Zwickau), und der Flächenraum zwiſchen 413, 
(Amtshauptmannſchaft Flöha) und 925, Qu.⸗Kilometern (Amtshaupt⸗ 
mannſchaft Pirna). 

Das Perſonal der Amtshauptmannſchaften beſteht aus dem Vor⸗ 
ſtande (Amtshauptmann), einem oder mehreren, je nach dem Geſchäfts⸗ 
umfange, ihm beigegebenen juriſtiſchen Hilfsarbeitern (Regierungs⸗ 
aſſeſſoren, Bezirksaſſeſſoren) und einer Anzahl von Expedienten (3 bis 
6), von denen der erſte den Titel „Canzleiſecretair“ führt. In 4 
amtshauptmänniſchen Bezirken iſt noch außerhalb des Sitzes der Amts⸗ 
hauptmannſchaft ein delegirter Beamter der letzteren (Regierungsaſſeſſor) 
behufs der unmittelbaren Erledigung gewiſſer Geſchäfte ſtationirt. 


Die Erledigung der Geſchäſte bei den Amtshauptmannſchaften iſt 
theils eine bureaukratiſche, theils eine collegialiſche. Zur collegialiſchen 
Geſchäftserledigung iſt jeder Amtshauptmannſchaft ein aus acht Mit⸗ 
gliedern beſtehender Bezirksausſchuß beigeordnet, welcher außerdem auch 
noch den Beruf hat, die Amtshauptmannſchaft in der Ausübung der 
an ſich ihrer alleinigen Zuſtändigkeit und Verantwortlichkeit vorbe⸗ 
haltenen Dienſtzweige durch ſeinen Beirath zu unterſtützen. Die Bezirks⸗ 
Ausſchußmitglieder, deren Amt ein Ehrenamt iſt, werden von der Be⸗ 
zirksverſammlung aus der Mitte der Bezirksbevölkerung gewählt. Die 
Bezirksverſammlungen bilden die Wahlkörper für die Mitglieder der 
Bezirks⸗ und der ſpäter noch zu erwähnenden Kreisausſchüſſe und ſind 
gleichzeitig auch Verwaltungskörper mit vorzugsweiſe wirthſchaftlichen 
Functionen. Die Bezirksverſammlung, welche ſich auf Bezirkstagen ver⸗ 
ſammelt, vertritt den Bezirksverband. Jede Amtshauptmannſchaft bildet 
einen ſolchen Verband. Die Mitglieder der Bezirksverſammlung, welche 
aus mindeſtens 24 Mitgliedern außer dem Amtshauptmann des Bezirks 
beſteht, — in Bezirken von mehr als 50.000 Einwohnern treten für jede, 
dieſe Zahl überſteigende Vollzahl von 10.000 Einwohnern drei Ab⸗ 
geordnete hinzu — werden zu ¼ von den Höchſtbeſteuerten und zu ¼ 
von den im Bezirke gelegenen Städten und Landgemeinden gewählt. 

Zu den Höchſtbeſteuerten gehbren diejenigen, welche im Bezirke 
an directen Staatsſteuern den Betrag von mindeſtens 300 Mark ent⸗ 
richten. Sollte jedoch die Geſammtheit der Höchſtbeſteuerten in einem 
Bezirke nicht das Vierfache der Zahl der auf dieſe Claſſe entfallenden 


Vertreter erreichen, jo wird der Wahlkörper bis zu erſterem Betrage 
durch diejenigen, welche die nächſthöchſten Steuerbeträge entrichten, ergänzt. 
Treffen an letzter Stelle mehrere Gleichbeſteuerte zuſammen, ſo treten 
ſie ſämmtlich als Wähler ein. In der Claſſe der Höchſtbeſteuerten ſind 
auch die juriſtiſchen Perſonen wahlberechtigt, mit Ausnahme der poli⸗ 
tiſchen Gemeinden. 

Die Wahl der Vertreter der Höchſtbeſteuerten erfolgt durch directe 
Wahl. Dasſelbe gilt von den Städten, auf welche nach ihrer Einwohner⸗ 
zahl wenigſtens ein Abgeordneter entfällt. Die Wahl wird von den 
Mitgliedern des Stadtraths und den Stadtverordneten in gemeinſamer 
Sitzung, beziehungsweiſe da, wo der Dualismus beſeitigt iſt, von den 
Mitgliedern der Stadtgemeinderäthe, unter Leitung des Bürgermeiſters, 
vollzogen. Im Uebrigen aber iſt die Wahl eine indirecte. Sind mehrere 
Städte zu einem Wahlbezirke vereinigt, ſo erfolgt die Wahl durch Wahl⸗ 
männer, welche von den Mitgliedern des Stadtraths und den Stadt⸗ 
verordneten in gemeinſamer Sitzung, beziehungsweiſe von den Mitglie⸗ 
dern der Stadtgemeinderäthe gewählt werden. Die Zahl der Wahlmän⸗ 
ner darf nicht unter 15 und nicht über 25 betragen und wird nach 
der Einwohnerzahl auf die einzelnen Städte vertheilt. Die Wahl der 
Abgeordneten der Landgemeinden wird durch die Gemeindevorſtände der 
im Wahlbezirke gelegenen Gemeinden und diejenigen Beſitzer ſelbſtſtän⸗ 
diger Güter bewirkt, welche nicht unter den Höchſtbeſteuerten ſtimmbe⸗ 
rechtigt ſind. Größeren Gemeinden wird eine ihrer Bedeutung entſpre⸗ 
chende Verſtärkung ihres Einfluſſes dadurch gewährt, daß für Gemein⸗ 
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Krankenpflege, einſchließlich der Fürſorge für die Rettung Verunglückter, 
die Beaufſichtigung des Verkaufs von Eßwaaren, die Sorge für öffentliche 
Brunnen, ferner die Sittenpolizei, insbeſondere Abſtellung des Bettel⸗ 
weſens, Beauffihtigung öffentlicher Vergnügungen und Schankſtätten, 
die Arbeiter⸗ und Geſindepolizei u. ſ. w. Die Oberaufſicht des Staates 
über die mittleren und kleinen Städte, ſowie über die Landgemeinden 
wird durch den Amtshauptmann, beziehungsweiſe unter Mitwirkung des 
Bezirksausſchuſſes ausgeübt. 

Innerhalb der vom Gemeindeverbande ausgenommenen ſelbſtſtän⸗ 
Gutsbezirke übt der Gutsvorſteher dieſelben obrigkeitlichen Befug⸗ 
niſſe und Pflichten aus wie der Gemeindevorſtand in den Landgemein⸗ 
debezirken. Als Verwaltungsbehörden erſter Inſtanz beſtehen daher ge⸗ 
genwärtig in Sachſen; 1. Amtshauptmannſchaften, 2. Stadträthe 
in denjenigen Städten, in welchen die revidirte Städteordnung gilt, 
3. Bürgermeiſter in mittleren und kleinen Städten, 4. Gemeindevor⸗ 
ſtände, 5. Beſitzer ſelbſtſtändiger Gutsbezirke. 


daraus hervor, daß die Amtshauptmannſchaften die Aufſichtsbehörden 
über die 3, 4 und 5 genannten Behörden bilden und über Rechtsmit⸗ 
tel, welche gegen Entſchließungen dieſer Behörden eingewendet worden 
ſind, in zweiter Inſtanz endgiltig entſcheiden. Aber auch in den 
Städten mit revidirter Städteordnung ſtehen den Amtshauptmannſchaſ⸗ 
ten gewiſſe Verwaltungsbeſugniſſe zu, und inſoweit ſind dieſe Städte 
den Amtshauptmannſchaften wieder ſubordinirt. 


Wir kommen hierauf 


Daß d eſe Behörden einander nicht coordinirt find, geht ſchon 


den von 500 bis 1000 Einwohnern außer dem Gemeindevorſtande bei dem Wirkungskreiſe der Amtshauptmannſchaften zurück. 
ein von dem Gemeinderathe gewählter Wahlmann der Wahlverſammlung Ein weiterer Unterſchied zwiſchen den vorgedachten Verwaltungs⸗ 
zutritt. In gleicher Weſſe wird weiter für jede Vollzahl von 1000 behörden erſter Inſtanz beſteht bezüglich des Erlaſſes von vorläufigen 
Einwohnern über 1000 ein zweiter, dritter u. ſ. w. Wahlmann außer | Strafverfügungen. Gleichzeitig mit Einführung der neuen Organiſation 
dem Gemeindevorſtande gewählt. iſt die bis dahin den Verwaltungsbehörden in Polizei- und anderen 
Stimmberechtigt und wählbar bei den Wahlen zur Bezirksverſamm⸗ Verwaltungsſtraſſachen zugeſtandene Strafgerichtsbarkeit auf die Gerichte 
lung ſind im Allgemeinen nur ſelbſtſtändige männliche Perſonen, welche übergegangen; die Verwaltungsbehörden ſind nur noch befugt, wegen 
die ſächſiſche Staatsangehörigkeit beſitzen und im Sinne der Gemeinde- der ihren Geſchäftskreis betreffenden, innerhalb ihres amtlichen Bezirkes 
ordnungen unbeſcholten ſind. Die Wahl zum Abgeordneten der Städte verübten Zuwiderhandlungen Straſen durch eine vorläufige Strafverfü⸗ 
ſetzt den Beſitz des Bürgerrechts in einer im Bezirke gelegenen Stadt gung feſtzuſetzen. Wenn ſich der Angeſchuldigte der Strafverfügung 
voraus, und als Abgeordneter der Landgemeinden iſt jedes Gemeinde⸗ unterwirft oder innerhalb einer zehntägigen Friſt auf gerichtliche Ent⸗ 
mitglied und jeder Beſitzer eines ſelbſtſtändigen Gutes in dem betreffen⸗ ſcheidung nicht anträgt, jo iſt die Strafe ſofort vollſtreckbar, anderen⸗ 
den Wahlkreiſe wählbar. Als Abgeordneter der Höchſtbeſteuerten endlich falls iſt die Sache an die Gerichtsbehörde abzugeben. Mittelſt ſolcher 
ift jeder wählbar, welchem im Wahlverbande der Hochſtbeſteuerten das | Strafverfügungen können die Amtshauptmannſchaften und Stadträthe 
Stimmrecht zuſteht. Geldſtrafen und Haftſtrafen bis zur Dauer von ſechs Wochen, die Bürger⸗ 
Die Bezirksverſammlungen ſind bei der Wahl der Mitglieder der meiſter in mittleren und kleinen Städten Geldſtraſen bis zu 75 Mark 
Bezirksausſchüſſe nicht auf die Mitglieder der Bezirksverſammlung an: und Haft bis zu 8 Tagen, die Gemeindevorſtände und die Beſitzer 
gewieſen, es jind vielmehr die Bezirksangehörigen allgemein und ohne ſelbſtſtändiger Güter dagegen nur Geldſtrafen bis zu 30 Mark auf⸗ 
Rückſicht darauf, ob fie der Bezirksverſammlung angehören, wählbar; erlegen. 8 
das Wahlrecht der Bezirksverſammlungen iſt nur inſofern einer Beſchrän⸗ Die Organiſation der Verwaltungsbehörden erſter Inſtanz erſcheint 
kung unterworfen, als in jedem Ausſchuſſe 2 Vertreter der Höchſtbe- ziemlich complicirt. Der Uebelſtand, welchen die Zertheilung der unteren 
ſteuerten, 2 der Stadtgemeinden und 2 der Landgemeinden ſein müſſen. 


Verwaltung in ſo viele Theile hat und der darin beſteht, daß bei den 
Seit dem 15. October 1874 gelten in Sachſen drei Gemeinde- zahlreichen kleinen Polizeibehörden es gibt in Sachſen 3202 


ordnungen, eine revidirte Städteordnung, eine Städteordnung für mittlere Landgemeinden und 1007 ſelbſtſtändige Gutsbezirke — nicht immer 
und kleine Städte und eine revidirte Landgemeindeordnung. Von den eine für die mit dem Gemeindevorſtandsamte verbundenen obrigkeitlichen 
142 Städten Sachſens haben 72 die revidirte Städteordnung, 70 da⸗ Befugniſſe und Pflichten geeignete Perſönlichkeit zu finden iſt, und daß 
gegen die Städteordnung für mittlere und kleine Städte angenommen. | für die Amtshauptmannſchaft, in Ermanglung von Organen zwiſchen ihr 
Die Organiſation und Verwaltung der letzteren iſt einfacher, ſie ſchließt und den einzelnen Bezirken die Aufficht über die Verwaltung der Orts⸗ 
ſich hinſichtlich des Geſchäfts- und Wirkungskreiſes des Stadtrathes mehr polizei etwas ſchwieriger ſich geſtaltet, wird dadurch aufgewogen, daß 
der Landgemeindeverfaſſung an. Während in den Städten mit revidirter bei Bildung von größeren Bezirken — Amtsbezirken die Function 
Städteordnung der Stadtrath in der Regel aus mehreren beſoldeten eines Amtsvorſtehers die Arbeitskraſt eines Mannes faſt ganz in An⸗ 
Mitgliedern beſteht, von denen mindeſtens eines die Befähigung beſitzen ſpruch nimmt und daher zur Uebernahme eines ſolchen Amtes ſich oft 
muß, welche die Vorausſetzung der Annahme eines beſoldeten Richter⸗ noch ſchwerer Jemand finden würde, als bei kleineren Bezirken, wo 
amts bildet, beſteht in den mittleren und kleinen Städten der Stadtrath die Geſchäfte des Gemeindevorſtandes meiſt nebenbei miterledigt wer⸗ 
in der Regel nur aus dem Bürgermeiſter und deſſen Stellvertreter, und den. Uebrigens wird auch die Erledigung dieſer Geſchäſte nicht unent⸗ 
es gleicht deſſen Stellung und Geſchäftskreis mehr der Stellung und geltlich erlangt; die revidirte Landgemeindeordnung ſchreibt präceptiv 
dem Wirkungskreiſe des nach der Landgemeindeordnung zu wählenden vor, daß der Gemeindevorſtand für ſeine Mühewaltung angemeſſen zu 
Gemeindevorſtandes und der Gemeindeälteſten. In den Städten mit re⸗ entſchädigen iſt. 

vidirter Städteordnung ſteht dem Stadtrathe die Verwaltung der ge⸗ Der bei weitem größte und einflußreichſte Wirkungskreis im neuen 
ſammten Ortspolizei (Wohlfahrts⸗ und Sicherheitspolizei) zu und die | Verwaltungsorganismus iſt den Amtshauptmannſchaften zugewieſen. Sie 
Oberaufſicht des Staates wird durch den Kreishauptmann, auf deſſen ſind erſtens das erſtinſtanzliche Organ der Landesverwaltung in allen 
Stellung wir ſpäter zurückkommen, beziehungsweiſe unter Zuziehung des Angelegenheiten, für welche nicht die Gemeindebehörden zuſtändig oder 
Kreisausſchuſſes ausgeübt. In den mittleren und kleinen Städten und | befondere Behörden und Organe beſtellt find. Zu den Geſchäften der 
in den Landgemeinden iſt die Verwaltung der Ortspolizei nur in ge⸗ Amtshauptmannſchaſten gehören in dieſer Beziehung insbeſondere Straßen⸗ 
wiſſen Angelegenheiten dem Bürgermeiſter und dem Gemeindevorſtande und Waſſerbauſachen, Expropriations⸗ und Militärſachen — der Amts⸗ 
übertragen, beiſpielsweiſe in Bezug auf Geſundheitspolizei, die Maß⸗ hauptmann iſt der Civilvorſitzende der Militär⸗Erſatzcommiſſion. — In 
regeln zur Abwendung von Epidemien und Seuchen, die öffentliche den vorgedachten Verwaltungszweigen hat der Amtshauptmann auch in 


den Städten mit revidirter Städteordunng mit Ausnahme der von der 
Zuſtändigkeit der Amtshauptmannſchaften überhaupt ausgenommenen Städte 
Dresden, Leipzig und Chemnitz direct einzuwirken. Die Amtshauptmann⸗ 
ſchaſten überwachen zweitens die örtliche Polizeiverwaltung in ihrem 
Verwaltungsbezirke und handhaben ſelbſt diejenigen Theile derſelben, 
welche den Gemeindebehörden nicht überwieſen ſind; ſie ſind drittens 
die Gemeindeauſſichtsbehörde für die Landgemeinden, ſowie für die mitt⸗ 
leren und kleinen Städte; ſie entſcheiden viertens in erſter Inſtanz in 
Adminiſtrativjuſtizſachen mit Ausnahme derjenigen Fälle, wo eine Stadt 
mit revidirter Städteordnung als Partei betheiligt iſt oder wenn die 
Parteien nicht dem Verwaltungsbezirke einer und derſelben Amtshaupt⸗ 
mannſchaft angehören. In dieſen Fällen entſcheiden in erſter Inſtanz die 
Kreishauptmannſchaften. Die Amtshauptmannſchaften entſcheiden fünftens 
über Recurſe und Beſchwerden gegen Verfügungen und Entſchließungen 
der Gemeindebehörden in Orten, in welchen die revidirte Städteordnung 
nicht eingeführt iſt. Die Amtshauptmannſchaften haben fechstens das 
Befugniß, von den die Theilbarkeit des Grundeigenthums beſchränkenden 
geſetzlichen Beſtimmungen zu dispenſiren. Die Amtshauptmannſchaften 
bilden ſiebentens die weltliche Coinſpection in Kirchen⸗, Schul⸗ 
und Stiſtungsſachen. Die Geſchäfte der Kircheninſpection werden 
von dem Amtshauptmann und dem Superintendenten und die Ge⸗ 
ſchäfte der Schulinſpectiun von dem Amtshauptmann und dem Be⸗ 
zirksſchulinſpector erledigt, hier wie da hat die Amtshauptmann⸗ 
ſchaft das Directorium actorum. Die Amtshauptmannſchaſten find 
endlich ächtens die nächſte Dienſtbehörde für die innerhalb ihrer Be⸗ 
zirke ſtationirten Gendarmen. Außerdem aber pflegen die Amtshaupt⸗ 
mannſchaften auch noch in anderen, nicht unmittelbar zu ihrem 
Wirkungskreiſe gehörigen Angelegenheiten von den oberſten Verwaltungs⸗ 
behörden, den Miniſterien, mit ihren Gutachten gehört zu werden. 
Die Geſchäfte nun, welche die Amtshauptmannſchaften collegialiſch, 
d. h. unter Mitwirkung des Bezirksausſchuſſes, deſſen geſetzlicher Vor⸗ 
ſitzender der Amtshauptmann iſt, zu erledigen haben, ſind folgende: 1. 
die den Unterſtützungswohnſitz und die Verbindlichkeit zur Armenver⸗ 
ſorgung betreffenden Adminiſtrativjuſtizſachen, deren Verſpruch in erſter 
Inſtanz bei der Amtshauptmannſchaft zu erfolgen hat; 2. Einſprüche 
bez. Recurſe in Bezug auf die Stimmberechtigung und Wählbarkeit 
bei öffentlichen Wahlen; 3. Streitigkeiten über Beiträge und perſönliche 
Leiſtungen für den Bezirk, für die Gemeinde oder zu Zwecken der 
Armenverſorgung; 4. die Anträge auf Ertheilung der Genehmigung 
zur Errichtung gewerblicher Anlagen, auf Ertheilung der Erlaubniß zum 
Betriebe der Gaſtwirthſchaft, Schankwirthſchaſt und des Kleinhandels 
mit Branntwein oder Spiritus und auf Unterſagung eines Gewerbe⸗ 
betriebes nach der Gewerbeordnung, ſowie die unter Provocation auf 
mündlich öffentliche Verhandlung wiederholten Anträge auf Ertheilung 
eines Legitimationsſcheins zu einzelnen in der Gewerbeordnung gedachten 
Arten des Gewerbebetriebes im Umherziehen; 5. die Frage über die Ent⸗ 
behrlichkeit eines öffentlichen Weges, ſowie über die Nothwendigkeit der An⸗ 
legung neuer öffentlicher Wege; 6. Irrungen darüber, ob ein Weg 
ein öffentlicher ſei oder nicht; 7. Dispenſationsgeſuche in Dismem⸗ 
brationsangelegenheiten; 8. alle Angelegenheiten, welche ſonſt noch 
durch die Gemeindeordnung oder andere Landesgeſetze der Entſcheidung 
des Bezirksausſchuſſes zugewieſen werden. Durch die Gemeindeordnungen 
iſt dem Bezirksausſchuſſe eine weitgehende Mitwirkung bei Handhabung 
der ſtaatlichen Oberaufſicht über die mittleren und kleinen Städte und 
über die Landgemeinden eingeräumt worden. In dem bei Weitem 
meiſten Fällen, in welchen überhaupt eine Cognition der Auſſichtsbehörde 
einzutreten hat, iſt die Mitwirkung des Bezirksausſchuſſes vorgeſchrieben. 
So bedarf es deren beiſpielsweiſe bei Beſtätigung von ſtatutariſchen 
Beſtimmungen, bei Genehmigung einer Aenderung der Gemeindebezirke, 
bei Genehmigung einer Verminderung des Stammvermögens, bei An⸗ 
ordnungen in Bezug auf die Bewirthſchaftung von Gemeindewaldungen 
bei Genehmigung der Feſtſtellung des Anlagenfußes, bei Genehmigung 
einer freiwilligen Vereinigung mehrerer Gemeinden bez. Gutsbezirke zu 
Einem Gemeindeverbande, bei Genehmigung der Wiederauflöſung eines 
Gemeindeverbandes u. ſ. w. Durch andere landesgeſetzliche Vorſchriften 
it der Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes zur Zeit nur noch zuge⸗ 
wieſen: die Entſcheidung über das Vorhandenſein von Gründen, die Wahl 
in den Bezirksausſchuß abzulehnen; die Beſtimmung der Geldſtrafe 
für unentſchuldigtes oder nicht genügend entſchuldigtes Ausbleiben von 
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Fällen mündliche Verhandlung eintreten ſolle; die Erledigung der Ein⸗ 
ſprüche gegen die vom Amtshauptmann für die Wahl der Höchſtbe⸗ 
ſteuerten aufgeſtellte Liſte der Stimmberechtigten; die Beſtimmung der 
Höhe der Strafe wegen ungerechtfertigter Weigerung der Annahme oder 
der Fortverwaltung des Amtes eines Abgeordneten zur Bezirksver⸗ 
ſammlung und die Erledigung der Einſprüche gegen die Giltigkeit 
einer Wahl bei den Wahlen zur Bezirksverſammlung. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Verkauf von Schießgewehren auf Märkten. 


Johann H. überreichte bei der Bezirkshauptmannſchaſt in B. in 
Tirol ein Geſuch um die Bewilligung zum Beziehen von Märkten mit 
meiſtens ſelbſterzeugten Schießgewehren im ganzen Bezirke von B., 
hauptſächlich in den Ortſchaften Kl. S. N. und Ka. und um Ausfol- 
gung des bezüglichen Gewerbeſcheines. Der Bittſteller wies laut des 
von ihm producirten Erwerbſteuerſcheines ddo. 26. Februar 1858 
nach, daß er ſeit jenem Jahre in der Stadt B. das Büchſenmacher⸗ 
Gewerbe beſteuert. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in B. hat dieſes Geſuch mit Bericht 
vom 14. October 1876 an die tiroliſche Statthalterei vorgelegt, damit 
ihr die höheren Weiſungen eröffnet werden mögen, indem diesbezüglich 
weder in der Gewerbeordnung noch in der tiroliſchen Statthaltereiver⸗ 
ordnung vom 17. Auguſt 1865 ein beſtimmter Anhaltspunkt gefunden 
werden könne. 

Hierüber hat die Statthalterei die Handelskammer in B. ver⸗ 
nommen, welche die Anſicht ausſprach, daß der Bittſteller als Büchſen⸗ 
macher auch ohne beſondere Bewilligung berechtigt ſei, mit Schießge⸗ 
wehren eigener oder fremder Erzeugung auf Märkten Handel zu trei⸗ 
ben, weil ihm ein ſolches Befugniß in den Beſtimmungen der 88 62 
und 65 in Verbindung mit Punkt 10 des § 16, dann im § 44 der 
Gew ⸗Ord. eingeräumt wird. Die Hande’sfammer behauptete, daß, in 
ſo ferne das Recht mit Gewehren Märkte zu beziehen zum Gewerbs⸗ 
befugniſſe gehört, der $ 63 der Gew.⸗Ord. auf vorliegenden Fall keine 
Anwendung finde und ſonach das Anſuchen des Bittſtellers, nach wel⸗ 
chem er für das Beziehen der Märkte mit ſeiner Waare abgeſondert 
beſteuert werden zu müſſen glaubt, auf einem Irrthum beruhe. 

Die Statthalterei fand mit dem Erlaſſe vom 29. October 1876 
das fragliche Geſuch als aus polizeilichen Rückſichten unſtatt⸗ 
haft zurückzuweiſen. 

In dem von Johann H. dagegen ergriffenen Miniſterialrecurſe 
wird angeführt: Der § 62 der Gew.⸗Ord. vom Jahre 1859 beſtimmt, 
daß Jedermann berechtigt iſt, Märkte mit allen in Verkehr geſtellten 
Waaren zu beziehen, ſoweit ſelbe nach der Gattung des Marktes zum 
Verkehr auf demſelben zugelaſſen ſind; daß jedoch Waaren, deren Ver⸗ 
kauf an eine Conceſſion gebunden iſt, auch auf Märkten nur von den 
mit der bezüglichen Conceſſion verſehenen Gewerbsleuten feilgeboten 
werden können. Gegenſtände des Marktverkehres auf Meſſen, Jahrmärk⸗ 
ten ꝛc. find nach § 65 der Gew.⸗Ord. alle in ſreien Verkehr geſtell⸗ 
ten Waaren, inſoferne nicht die bezüglichen Marktberechtigungen aus⸗ 
drücklich auf einzelne Gattungen von Gegenſtänden beſchränkt ſind. Auch 
Schießgewehre eignen ſich zum Marktverkehre und müſſen ſie von den 
hiezu berechtigten Gewerbsleuten ſeilgeboten werden. Das Gewerbe der 
Büchſenmacher zählt nach S 16, Punkt 10 der Gew.⸗Ord. zu den con⸗ 
ceſſionirten und ſchließt nach § 44 Gew.⸗Ord. auch das Recht zum 
Verkaufe von Schießgewehren eigener und fremder Erzeugung in ſich. 
Gemäß der erwähnten Beſtimmungen und des Art. VI des Kundma⸗ 
chungspatentes zur Gewerbeordunng ſtehe ihm (dem Recurrenten) das 
Recht zu, Märkte, die nicht auf andere Waarengattungen eingeſchränkt 
ſind, mit Schießgewehren zu beziehen, ſogar ohne hiefür einer beſonde⸗ 
ren Beſteuerung zu unterliegen. Dieſes Recht ſtehe ihm in Folge eines 
allerhöchſten Geſetzes zu und könne ihm aus polizeilichen Bedenklichkei⸗ 
ten nicht ſtreitig gemacht werden. Hiebei komme noch als wichtiger Um⸗ 


den Sitzungen des Bezirksausſchuſſes; die Beſchlußfaſſung darüber, ob ſtand in Betracht zu ziehen, daß in jenen Gegenden Tirols, wo er 
eine Verhandlung nicht öffentlich ſein und ob außer den vorgeſchriebenen (Recurrent) Märkte mit Schießgewehren zu beziehen beabſichtige, weder 
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das Allerhöchſte Patent vom 18. Jänner 1818 noch jenes vom 24. Octo⸗ 
ber 1852 in Wirkſamkeit ſind, und daher der Verkauf und das Tra⸗ 
gen von Waffen, die nicht zu den tückiſchen gehören, keiner beſonderen 
Beſchränkung unterliegen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat umterm 27. Februar 
1877, 8. 1697 entſchieden, „daß der von dem Recurrenten beab- 
ſichtigte Verkauf von Schießgewehren auf den Märkten im B. . er 
Bezirke keinem Anſtande unterliege.“ M. 


Strafbarkeit des Waſſerwerksbeſitzers wegen durch ſeine Dienſt⸗ 
leute eigenmächtig vorgenommener unerlaubter Waſſerwerks⸗ 
Aenderungen. 


Auf Grund der gepflogenen Erhebungen hat die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft R. ddo. 4. September 1876 den Franz W., da derſelbe 
zur Anbringung von Aufſatzbrettern auf ſeine Waſſerwerksſchützen eine 
behördliche Bewilligung nicht erwirkt hat, der Uebertretung des $ 17 
des Waſſerrechtsgeſetzes für Böhmen vom 28. Auguſt 1870 für 
ſchuldig erkannt und in Gemäßheit des § 71 zur Geldſtrafe von 20 fl. 
ö. W. zu Handen des Landesculturfondes verurtheilt. 


Franz W. hatte zu Protokoll gegeben daß die Aufſatzbretter auf 


die Schützen von ſeinem Werkführer und Neffen Wilhelm W. ohne ſein 
Vorwiſſen verfertiget und angebracht worden ſeien, was dieſer auch nicht 
in Abrede ſtellte. 

Die Statthalterei fand unterm 25. October 1876 die recurrirte 
bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung bezüglich des Thatbeſtandes der 
Uebertretung des Waſſerrechtsgeſetzes vom 28. Auguſt 1870, und der 
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vernahme von Zeugen hat das k. k. Bezirksgericht in Biala mit Er⸗ 
kenntniß vom 4. Juni 1875, Z. 4018, zu Recht erkannt: 

ö 1. Der erſtbelangte Auguſt T. hat den Kläger Heinrich D. dadurch, 
daß er den in ſeinem Beſitze befindlichen langhaarigen Kettenhund von 
gelblicher Farbe eigenmächtig weggenommen, im ruhigen Beſitze dieſes 
Hundes geſtört und iſt daher ſchuldig, den früheren Zuſtand herzuſtellen, 
d. i. dem Kläger den entzogenen Kettenhund zurückzuſtellen und ſich 
ner weiteren Störung bei einer Geldſtrafe von 50 fl. zu ent⸗ 
halten, dem Kläger auch an Gerichtskoſten 17 fl. 29 kr. zu bezahlen. 
2. Der Kläger Heinrich D. wird mit ſeinem weiteren Proviſorial⸗ 
begehren bezüglich des Julius B. abgewieſen. 

Denn ad 1 hat der Kläger ſowohl den letzten factiſchen Beſitz 
des ſtreitigen Hundes, als auch die erfolgte Störung erwieſen, der erſt⸗ 
belangte Auguſt T. hat nämlich in der Einrede zugeſtanden, daß, nachdem 
ihm gemeldet wurde, daß der fragliche, angeblich ihm gehörige Hund 
beim Kläger angekettet ſei, er in das Haus des Klägers ging, daß der 
Hund ihn als ſeinen Herrn erkannte, ihm zulief und ſich ſeither nicht mehr 
von ihm trennen ließ und die Zeugen haben beſtätigt, daß der fragliche 
Hund im Hofe des Klägers immer angekettet war, einer der Zeugen 
| hat ferner ausgeſagt, daß er geſehen hat, wie beide Belangten zu dem 
| angefetteten ſtreitigen Hund gekommen, etwas mit ihm manipulirt, in 
Folge deſſen der Hund von der Kette losgemacht wurde und ihnen nach— 
gelauſen iſt, es unterliegt keinem Zweifel, daß der Erſtbelangte dieſen 
Hund eigenmächtig weggenommen hat. 

Angeſichts deſſen und der Vorſchrift des 8 339 a. b. G B., 
dann der kaiſerl. Verordnung vom 27. October 1849, 8. 12 R. G. 
Bl., iſt das Begehren des Klägers um Gewährung des Proviſorial⸗ 
ſchutzes geſetzlich begründet, zumal die Frage, weſſen Eigenthum der 


Strafbarkeit des Franz W., ſowie auch bezüglich der Beſeitigung der ! ftreitige Hund iſt, hier gemäß § 5 der obigen k. Verordnung gar nicht 


Stauvorrichtung zu beſtätigen, weil erwieſen ſei, daß Franz W. von dem un⸗ 
befugten Beſtande der Stauvorrichtungen Kenntniß hatte und ſelbe nicht 
beſeitigen ließ, ſich ſomit als Theilnehmer der Uebertretung ſtrafbar 
gemacht habe; die ihm andictirte Geldſtrafe wurde mit Rückſicht darauf, 
daß er nicht ſelbſt der unmittelbare Thäter ſei, auf 5 fl. ö. W. 
herabgemindert. 

Im Miniſterialrecurſe proteſtirte Franz W. dagegen, daß er von 
dem unbefugten Beſtande der Stauvorrichtung Kenntniß gehabt habe. 
Die Annahme, daß dies der Fall geweſen, ſtehe im Widerſpruche mit 
der Ausſage ſeines Werkführers. Er habe den Beſtand des unbefugten 
Aufſetzens der Bretteln erſt am Commiſſionstage durch ſeinen Sohn 
in Erfahrung gebracht; würde er hievon früher gewußt haben, ſo wäre 
es ihm ein Leichtes geweſen, da die Commiſſion lange vorher ämtlich 
angezeigt war, die Bretteln zu entſernen. 

Das Miniſterium des Innern hat ddo. 13. Februar 1877, 
3. 17075, ex 1876 dem Recurſe des Franz W. gegen den Statt⸗ 
halterei⸗Erlaß aus dem Grunde keine Folge gegeben, „weil Franz W. als 
Waſſerwerksbeſitzer der Haſtende für die Einhaltung der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über die Waſſernützung iſt und daher die durch ſeine Leute 
eigenmächtig vorgenommenen Aenderungen zu vertreten hat.“ —r. 


Kann das Zurückhalten eines nachgelaufenen Hundes für ſich 
allein die Störung im Beſitze dieſes Hundes begründen? 


Heinrich D. belangte den Auguſt T. und den Julius B. wegen 
Störung im Beſitze eines Hundes, behauptend, Beide ſeien in fein Haus 
gekommen, Letzterer habe den an der Kette befindlichen langhaarigen 
Kettenhund von gelblicher Farbe von der Kette losgelöst und Erſterer 
habe ihn weggenommen, reſpective dieſen nach Loslöſung von der Kette 
ihm nachgelaufenen Hund zurückbehalten. 

Julius B. hat die Loslöſung des Hundes von der Kette wider⸗ 
ſprochen und Auguſt T. hat die klägeriſche Behauptung dahin berichtigt, 
es ſei ihm im Jahre 1874 der in Rede ſtehende Hund geſtohlen worden 
und nachdem ihm gemeldet wurde, der Hund ſei im Hauſe des Heinrich 
D. angekettet, habe er ſich in die Behaufung des Heinrich D. begeben, 
wo ihn ſein Hund erkannte und ſich ſeither von ihm nicht mehr 
trennen ließ. 


Nach durchgeführter Proviſorialverhandlung und geſchehener Ein⸗ f 
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in Betracht kommt und nicht entſchieden wird. 

ad 2 iſt es gar nicht erwieſen, daß der zweitbelangte Julius B. 
den fraglichen Hund aus dem Beſitze des Klägers eigenmächtig wegge⸗ 
nommen hat. 

Das k. k. O. L. G. in Krakau hat mit Erkenntniß vom 13. 
October 1875, Z. 11876, dem Recurſe des Auguſt T. ſtattgegeben, 
das erſtrichterliche Proviſorialerkenntniß im Abſatze 1 abgeändert und 
den Kläger Heinrich D. mit ſeinem in der Klage bezüglich des Auguſt 
T. geſtellten Begehren abgewieſen und zum Erſatze der Gerichtskoſten 
erſter Inſtanz im Betrage von 15 fl. und zur Zahlung der Koſten 
zweiter Inſtanz im Betrage von 5 fl. an Auguſt T. verfällt, weil der 
Kläger nicht nachgewieſen hat, daß Auguſt T. oder einer ſeiner Geſell⸗ 
ſchafter den genannten Hund von der, Kette losgemacht und weggenommen 
hat, vielmehr hervorkam, daß dieſer Hund den Auguſt T. erkannt und 
ihm nachgelaufen iſt, Auguſt T. daher eine Handlung, welche eine 
Störung des Beſitzes jenes Hundes begründen würde, nicht ſetzte und 
der Kläger als ſachfällig im Sinne des 8 26 und 24 des Geſetzes 
vom 16. Mai 1874, 3. 69, die Gerichtskoſten erſter und zweiter 
Inſtanz zu erſetzen hat. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 30. März 
1876, Z. 3626 über den Reviſionsrecurs des Klägers die o. g. Pro⸗ 
viſorialentſcheidung aus deren ſachgemäßen Gründen mit dem beſtätigt, 
daß der Kläger als ſachfällig, die Koſten feines Reviſionsrecurſes ſelbſt 
zu tragen habe. Ger. H. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe in Laibach Auguſt Dimitz das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. >) : 

Seine Majeſtät haben den bei der k. k. Familien⸗Fonds⸗Güter⸗Direction 
beide Titular⸗Secretär Maximilian Fürtner zum wirklichen Seeretär 
efördert. 

Seine Majeſtät haben dem Director des Hauptmünzamtes, Regierungs⸗ 
rathe Alois Czaslavsky taxfrei den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Evidenzhaltungs⸗Geometer Franz 
Strohal das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 


Erledigungen. 


e Hilfsämter⸗Directorsſtelle bei der k. k. nied⸗öſterr. Statthalterei, eventuell 
eine Directions⸗Adjunctenſtelle, erſtere mit den Bezügen der achten, letztere mit 
denen der neunten Rangsclaſſe, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 63.) 
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